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AHV Für die Finanzierung der
vomVolk beschlossenen 13.AHV-
Rente hat sich in einer Umfrage
eine Mehrheit für die Schaffung
einer Finanztransaktionssteuer
ausgesprochen. Ausser Einspa-
rungen beim Militär fanden
sonst keineweiteren Vorschläge
Mehrheiten. In der imAuftrag der
«NZZ am Sonntag» durchge-
führten, repräsentativen Umfra-
ge hielten 64 Prozent der Befrag-
ten eine Finanztransaktionssteu-
er als eine der drei wichtigsten
Finanzierungsquellen für den
Ausbau des Sozialwerks. 51 Pro-
zent sprachen sich auch für
höhere Bundesbeiträge durch
Einsparungen beim Militär aus.
Durchgeführt wurde die Umfra-
ge vom Institut Yougov Schweiz.
Andere in jüngster Zeit diskutier-
tenVorschläge fielen klar durch.
Eine höhere Mehrwehrsteuer,
höhere Lohnabzüge oder ein
höheres Rentenalter etwa wur-
den von jeweils weniger als
30 Prozent unterstützt. An der
Umfrage waren 1258 Personen
beteiligt. (SDA)

Mehrheit will
Finanzsteuer für
die 13. Rente
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ImNahostkonflikt ist keine Ent-
spannung in Sicht.Mit demTer-
rorangriff der Hamas auf Israel
am 7. Oktober und der israeli-
schen Reaktion darauf scheint
die Zweistaatenlösung in weite
Ferne gerückt zu sein. Damit ist
ein unabhängiger palästinen-
sischer Staat gemeint, der Seite
an Seite mit Israel existiert. Der
israelische Ministerpräsident
Benjamin Netanyahu lehnt eine
solche Lösung ab.

Kann das der richtigeMoment
sein, Palästina als Staat anzuer-
kennen? FabianMolina findet: Ja.
Gerade wegen der aktuellen Si-
tuation stelle er diese Forderung.
Am Freitag hat der SP-National-
rat einen parlamentarischenVor-
stoss eingereicht mit dem Titel
«Zwei souveräne Staaten, Israel
und Palästina, als Grundlage für
einen dauerhaften und gerech-
ten Frieden».

Molina wurde bereits vorge-
worfen, den Terrorangriff der
Hamas zu spät und zu wenig
deutlich verurteilt zu haben. Sein
Vorstoss könnte nun als einsei-
tige Positionierung verstanden
werden. Das weist Molina aber
zurück: Die Hamas lehne eine
Zweistaatenlösung ebenso ab
wie Netanyahu, sagt er. Molina
betont ausserdem, dass die An-
erkennung an eine Bedingung
geknüpft wäre: die Bedingung,
dass die Hamas die am 7. Okto-
ber entführten israelischen Gei-
seln freilasse.

«Das kann
keine Lösung sein»
Mitte-StänderätinMarianneBin-
derhält denVorstoss trotzdem für
eine schlechte Idee. «Es ist doch
einfach derkomplett falsche Zeit-
punkt», sagt sie. «DieHamaskon-
trolliert und terrorisiert das gan-
ze Gebiet. Siewill keinen Frieden
und verantwortet den Krieg.»

Selbstverständlichwürde auch
sie sich zwei Staaten wünschen,

die friedlich nebeneinander leb-
ten, sagt Binder, die Mitglied
der parlamentarischen Gruppe
Schweiz-Israel ist. «Das ist aber
mit der Hamas schlicht und er-
greifend nicht möglich. Die Ter-
rororganisation spricht Israel das
Existenzrecht ab.» Solange die
Hamas an der Macht sei, würde
mit der Anerkennung Palästinas
gewissermassen auch sie aner-
kannt. Und das könne keine Lö-
sung sein, weder für Israel noch
fürdie palästinensische Seite. «Es
braucht in Palästina endlich Leu-
te,die denFrieden auch garantie-
ren können», sagt Binder.

Molina sieht seinenVorschlag als
Stärkung der friedlichenKräfte –
imEinklangmit demHamas-Ver-
bot.Er fordert, dass derNational-
rat Palästina auf der Grundlage
der Grenzen von 1967 als Staat
anerkennt. Dies würde dazu bei-
tragen, den Frieden in der Regi-
on zu fördern und eine gerechte
Lösung zu unterstützen, schreibt
er zur Begründung. Und: «Der
Bundesrat wird eingeladen, die-
sem Beschluss zu folgen.»

Vorerst würde also bloss der
Nationalrat Palästina anerken-
nen, was primär eine symboli-
sche Geste wäre. Molina ver-

gleicht sie mit derAnerkennung
des Völkermordes an den Arme-
niern: Der Nationalrat hat den
Völkermord 2003 anerkannt, der
Bundesrat bisher nicht.

139 UNO-Mitglieder
erkennen Palästina an
Würde die offizielle Schweiz
Palästina als Staat anerkennen,
stünde sie indes nicht allein da.
Von 193 UNO-Mitgliedsstaaten
habenbisher 139Palästina als un-
abhängigen Staat anerkannt, da-
runter auch europäische Staaten
wie Schweden, Island, Tschechi-
en, die Slowakei und Polen. An-

dere Staaten sagen, ein palästi-
nensischer Staat müsse im Rah-
menvonFriedensverhandlungen
mit Israel vereinbart werden.

So argumentiert auch das
Aussendepartement (EDA). Die
Schweiz setze sich seit Jahren für
die Schaffung eines souveränen
Staates Palästina auf der Grund-
lage der Grenzen von 1967 ein,
der Seite an Seitemit Israel exis-
tiere, schreibt es auf Anfrage.
Aber: «Diese Zweistaatenlösung
soll auf dem Verhandlungsweg
erzielt werden.» Der Zeitpunkt
der Anerkennung Palästinas
wäre aus Sicht des EDA dann

gegeben, wenn diese «konkret
zur Realisierung der von der
Schweiz angestrebten Zweistaa-
tenlösung beitragen» könnte.

Geringe Chance auf Mehrheit
imNationalrat
Bis derNationalrat überMolinas
Vorstoss abstimmt, wird einige
Zeit verstreichen. Zurzeit hätte
dasAnliegen eher geringe Chan-
cen auf eine Mehrheit: Abge-
sehen vonMitte-Nationalrat An-
dreas Meier haben ausschliess-
lich Ratsmitglieder von SP und
Grünen den Vorstoss mitunter-
zeichnet.

FabianMolina fordert Anerkennung Palästinas
Nahostkonflikt im Nationalrat Der SP-Politiker lanciert einen brisanten Vorschlag.
Dafür sei es der «komplett falsche Zeitpunkt», entgegnet Mitte-Ständerätin Marianne Binder.

Der Nahostkonflikt ist auch in der Schweiz präsent: Im Januar halten Demonstrierende in Zürich eine Mahnwache für Palästina. Foto: Urs Jaudas

Martin Sellner scheint damit ge-
rechnet zu haben, dass die
Schweiz ihmdieEinreiseverweh-
renwürde. Jedenfalls inszenierte
der österreichische Rechtsextre-
mist schondenGrenzübertritt als
Spektakel. Er veröffentlichte auf
der Plattform X ein Video, das
zeigt,wie ermit einemSchlauch-
boot auf dem Bodensee einreist.
Ob es tatsächlich amSamstag ge-
filmt wurde, ist nicht belegt.

Sellnerkamauf Einladung der
rechtenGruppierung JungeTat in
die Schweiz, umeinenVortrag zu
halten.Die Kantonspolizei Zürich
hatte eine Einreisesperre für ihn
beantragt. Doch der Bund ver-
hängte offenbar keine – was
der Zürcher Sicherheitsdirektor
Mario Fehr (parteilos) kritisiert:
«Bedauerlicherweise hat der
Bund darauf verzichtet, rechtzei-
tig eineEinreisesperre zuverhän-
gen», sagt Fehr aufAnfrage. «Die
kantonalen Polizeikräfte haben
angesichts der steigendenDelikt-
zahlen Gescheiteres zu tun, als
provokativeVeranstaltungenvon
Rechtsextremen zu verhindern.»

Sellners Ziel war eine Veranstal-
tung im aargauischen Tegerfel-
den, wo er am Abend einen Vor-
trag über «Ethnische Wahl und
Remigration» haltenwollte.Dazu
kam es jedoch nicht. Die Kan-
tonspolizeiAargau führte Sellner
kurz vor Beginn seines Auftritts
ab und nahm ihn für rund drei
Stunden in Polizeigewahrsam.

Polizei schreitet ein
In einer Medienmitteilung von
gestern schreibt die Polizei, die
Liegenschaftsvermieterin habe
den Vertrag aufgelöst, nachdem
sie vom Inhalt derVeranstaltung
Kenntnis erhalten habe. Die Po-
lizei habe die Organisatoren auf-
gefordert, die Veranstaltung zu
beenden. «Dieser Aufforderung
wurde nicht Folge geleistet.»

Deshalb sei der Redner ange-
halten und vom Kantonsgebiet
weggewiesen worden – «zur
Gewährleistung der öffentlichen
Sicherheit und zurVerhinderung
von Konfrontationenmit Perso-
nen der Gegenseite». Gleichzei-
tig habe eine Anreise von politi-

schen Gegnern verhindert wer-
den können.

Sellner veröffentlichte die
Wegweisungsverfügung selbst
auf X. Sie gilt für den KantonAar-
gau und bis zum 15.Mai. Die Jun-
ge SVPAargau solidarisierte sich
umgehendmit Sellner. Es sei ein
schwarzerTag für die Demokra-
tie und die Meinungsfreiheit,
schrieb die Jungpartei auf X. Der
Präsident der Bewegung Mass-
voll, Nicolas Rimoldi, zeigte sich
ebenfalls empört.

Weil sich auch Elon Musk ein-
schaltete, sorgte die Polizeiakti-
on über die Schweizer Grenzen
hinaus für Aufsehen. Der Chef
der Plattform X fragte in einem
Antwortpost an Sellner: «Ist das
legal?» Die Antwort findet sich
in Paragraf 34 des Aargauer
Polizeigesetzes.Dort ist geregelt,
wann die Polizei Personenweg-
weisen darf.

Der zuständige Aargauer Re-
gierungsrat Dieter Egli (SP) hält
dasVorgehen der Polizei fürver-
hältnismässig. «Es war kein
politischer Entscheid, sondern
ein polizeitaktischer», sagt Egli.
Die Polizei habe eine Einschät-
zungvorgenommen,bei der auch
die Vorgeschichte eine Rolle ge-
spielt habe. Bei früheren Veran-
staltungen dieser Art sei es zu
Gegendemonstrationen und
Gewalt gekommen.

Die Polizei habe sowohlwegen
derPersonMartin Sellnerals auch
wegen des Veranstalters – der
JungenTat – die Gefahr gesehen,
dass die öffentliche Sicherheit
und Ordnung erheblich gestört

werden könnte. Solche Entschei-
de seien immer eine Ermessens-
frage, sagt Egli. Klar sei aber, dass
es eine rechtliche Grundlage für
Wegweisungen zum Schutz der
öffentlichen Sicherheit gebe. «Ich
gehe davon aus, dass auch Elon
Musk weiss, dass die Polizei auf
rechtlicher Grundlage handelt.»

Nach Zürich eskortiert
Nach seiner vorübergehenden
Festhaltung teilte Sellner auf
Telegram mit, dass er den Poli-
zeiposten verlassen dürfe und
nun von der Polizei nach Zürich
eskortiert werde.

Sellnerwarvorkurzem imZu-
sammenhang mit einer Recher-
che von Correctiv in den Schlag-
zeilen.Dabei ging es umeineVer-
anstaltung über «Remigration».
Ihmwird auchvorgeworfen,dass
ermit demrechtsextremenAtten-
tätervonChristchurch inKontakt
stand. Dieser hatte 2019 in zwei
Moscheen in der neuseeländi-
schen Stadt 51Menschen getötet.
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Rechtsextremist Martin Sellner von Polizei abgeführt
Auftritt im Kanton Aargau Auf Einladung einer rechten Gruppierung kam der Österreicher in die Schweiz.

«Eswar
kein politischer
Entscheid,
sondern ein
polizeitaktischer.»
Dieter Egli
SP-Regierungsrat Aargau
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